
 
 

 

KREISSTADT METTMANN  

Der Bürgermeister Drucksachennummer 

Beschlussvorlage 

027.1.1/2017 
 

Vorstandsbüro öffentlich x   
 

Jakob, Iris nicht öffentlich    
       

 

Gremium: TOP-NR: Datum: 

Rat der Kreisstadt Mettmann 10 04.04.2017 
 

  

Änderung der Hauptsatzung 

  

Finanzielle Auswirkungen Ja 
  

Kosten Ca. 80.000 € p.A. 
  

Produkt 01.01.02 
  

Haushaltsjahr 2017 ff. 
  

Folgekosten  
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung X ja  nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

 

Anmerkung des Stadtkämmerers: 

 
 

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 
 

Satzung 
zur Änderung der Hauptsatzung der Kreisstadt Mettmann vom 30.09.2014, 

zuletzt geändert durch die Satzung vom 05.04.2016 
 
 

Aufgrund § 7 der Gemeindeordnung des Landes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 15. November (GV. 
NRW, S. 496, in Kraft getreten am 29.11.2016), hat der Rat der Stadt Mettmann in seiner Sitzung 
am                             folgende Änderung der Hauptsatzung der Kreisstadt Mettmann beschlossen:  
 
 

§ 1 
 
§ 13 der Hauptsatzung (Verdienstausfallersatz) erhält folgende neue Fassung: 
 
 
 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13826&vd_back=N194&sg=0&menu=1
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§ 13 

Verdienstausfallersatz 

 

(1) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls. Der 

Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. Die 

letzte angefangene Stunde ist dabei voll zu rechnen.  

(2) Alle Rats- und Ausschussmitglieder haben mindestens Anspruch auf einen Regelstundensatz, 

es sei denn, dass sie ersichtlich keine finanziellen Nachteile erlitten haben. Der 

Regelstundensatz wird auf 8,84 € festgesetzt.  

(3) Abhängig Erwerbstätigen wird im Einzelfall auf Antrag der den Regelstundensatz übersteigende 

Verdienstausfall gegen entsprechenden Nachweis, z.B. durch Vorlage einer Bescheinigung des 

Arbeitgebers, ersetzt.  

(4) Selbständige können eine besondere Verdienstausfallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie 

einen den Regelsatz übersteigenden Verdienstausfall glaubhaft machen. Die 

Glaubhaftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über die Höhe des Einkommens, in 

der die Richtigkeit der gemachten Angaben versichert wird.  

(5) Personen, die einen Haushalt mit 

a) mindestens zwei Personen, von denen mindestens eine ein Kind unter 14 Jahren oder eine 

anerkannt pflegebedürftige Person nach § 14 SGBXI ist, 

oder 

b) mindestens drei Personen führen und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche 

erwerbstätig sind, erhalten für die Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt den 

Regelstundensatz. 

Auf Antrag werden statt des Regelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine Vertretung 

im Haushalt ersetzt.  

(6) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit aufgrund der 

mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe 

der nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreuungskosten werden nicht erstattet bei 

Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, besondere Umstände des 

Einzelfalls werden glaubhaft nachgewiesen.  

(7) Der einheitliche Höchstbetrag, der bei der Erstattung der Verdienstausfalles nicht überschritten 

werden darf, wird auf 80,00 € je Stunde festgesetzt.  

 
 

§ 2 
 
§ 14 der Hauptsatzung (Aufwandsentschädigung) erhält folgende neue Fassung: 
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§ 14 

Aufwandsentschädigung 

 

(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Sitzungen des Rates, der Ausschüsse, der 

Fraktionen und Teilen einer Fraktion (Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeitskreis) eine 

Aufwandsentschädigung in Form eines monatlichen Pauschalbetrages und ein Sitzungsgeld je 

Sitzung nach Maßgabe der EntschVO.  

(2) Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner sowie sonstige beratende 

Ausschussmitglieder erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, Fraktionen und 

Teilen einer Fraktion ein Sitzungsgeld je Sitzung nach Maßgabe der EntschVO.  

Ein stellvertretendes Ausschussmitglied, das nicht Ratsmitglied ist, erhält unabhängig vom 

Eintritt des Vertretungsfalles für die Teilnahme an Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld.  

(3) Wird eine Sitzungsdauer von insgesamt 6 Stunden überschritten, so wird ein weiteres 

Sitzungsgeld gewährt.  

(4) Die Anzahl der (Teil-)Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld zu zahlen ist, wird auf 20 

Sitzungen im Jahr beschränkt.  

(5) Soweit der Rat Unterausschüsse bildet, erhalten die Mitglieder kein Sitzungsgeld und keinen 

Verdienstausfall.  

(6) Neben den Entschädigungen, die den Ratsmitgliedern nach § 45 GO NRW zustehen, 

erhalten 

1. Stellvertreter des Bürgermeisters nach § 67 Abs. 1, 

2. Vorsitzende von Ausschüssen des Rates mit Ausnahme des 

Wahlprüfungsausschusses, 

3. Fraktionsvorsitzende – bei Fraktionen mit mindestens 8 Mitgliedern auch ein 

stellvertretender Vorsitzender, mit mindestens 16 Mitgliedern auch zwei und mit 

mindestens 24 Mitgliedern auch drei stellvertretende Vorsitzende –  

eine vom für Inneres zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung festzusetzende 

angemessene Aufwandsentschädigung. 

Eine Aufwandsentschädigung ist nicht zu gewähren, wenn das Ratsmitglied 

hauptberuflich tätiger Mitarbeiter einer Fraktion ist. 

 

 (7) Die im Rat der Kreisstadt vertretenen Fraktionen und Gruppen erhalten nach § 56 Abs. 3 GO 

NRW Zuschüsse für ihre Geschäftsbedürfnisse. Die Zuwendungen an Fraktionen bestehen 

aus einem monatlichen Grundbetrag von 350,00 € je Fraktion und 70,00 € monatlich für 

jedes Ratsmitglied. Eine Gruppe erhält eine finanzielle Zuwendung in Höhe von 234,00 € 

monatlich und 17,00 € je Gruppenmitglied. Ein Ratsmitglied, das keiner Fraktion oder  
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Gruppe angehört, erhält zur angemessenen Vorbereitung auf Ratssitzungen eine 

monatliche finanzielle Zuwendung in Höhe von 70,00 €.  

Über die Höhe der Zuwendungen ist zu Beginn einer jeden neuen Ratsperiode neu zu 

beschließen. 

 
§ 3 

 
§ 18 der Hauptsatzung (Dienstrechtliche Entscheidungen) erhält folgende neue Fassung: 

 
§ 18 

Dienstrechtliche Entscheidungen 

 

(1) Der Bürgermeister ist zuständig für alle dienstrechtlichen und arbeitsrechtlichen 

Entscheidungen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist (§ 73 Absatz 3 GO NRW). 

(2)  Für Bedienstete in Führungsfunktionen, d.h. Leiter von Organisationseinheiten, die 

dem Hauptverwaltungsbeamten oder einem anderen Wahlbeamten oder diesem in 

der Führungsfunktion vergleichbaren Bediensteten unmittelbar unterstehen 

(Fachbereichsleiter, die keine Wahlbeamten sind, sowie Abteilungsleiter), werden 

Entscheidungen, die das beamtenrechtliche Grundverhältnis (insbesondere Ernennungen, 

Entlassungen, Zurruhesetzungen) oder das Arbeitsverhältnis eines Beschäftigten zur Stadt 

verändern (insbesondere Abschluss, Änderung, Kündigung oder Aufhebung von 

Arbeitsverträgen) durch den Rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeister getroffen. Kommt 

ein Einvernehmen nicht zustande, findet das in § 73 Absatz 3 Sätze 3 bis 5 GO NRW 

geregelte Verfahren Anwendung.  

(3)  Fachbereichsleitungen werden auf Probe übertragen, bei Beamten gemäß § 21 LBG NRW, 

bei Beschäftigten analog.  

 
§ 4 

Die geänderte Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
 

 

Abstimmungsergebnis:    

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    

SPD    

Die Grünen    

FDP    

UBWG    

Piraten/Linke    

BfM    

Fraktionslose Mitglieder    

Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung: 
 

§ 2 der Änderungssatzung wird noch durch eine Änderung des § 14 Abs. 7 der 

Hauptsatzung (Aufwandsentschädigung) erweitert. 

 

Die Zuwendungen, die die Fraktionen gem. § 56 Abs. 3 GO NRW für ihre 

Geschäftsbedürfnisse erhalten, sollen angepasst werden. Ihre Höhe ist seit dem Jahre 1989 

unverändert, so dass sie eine sachgerechte Arbeit der Fraktionen nicht mehr ermöglichen. 

Die hier vorgeschlagene Erhöhung stellt unter Berücksichtigung der von den Fraktionen in 

den vergangenen Jahren dargelegten Bedürfnisse immer noch  eine moderate Lösung dar.  

Diese Lösung entspricht im Übrigen auch hinsichtlich des zugrunde gelegten 

Verteilungsschlüssels den rechtlichen Anforderungen des § 56 Abs. 3 GO NRW und 

insbesondere auch den Regelungen des Erlasses „Zuwendungen kommunaler 

Körperschaften an Fraktionen der Vertretungen“ des Ministeriums für Inneres und 

Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 05.11.2015.  

 

Nach dem Verteilungsmaßstab soll über einen Sockelbetrag, zunächst allen Fraktionen eine 

angemessene Mindestausstattung garantiert werden. Darüber hinaus soll über eine 

Pauschale pro Ratsmitglied der jeweiligen Größe einer Fraktion und dem damit in der Regel 

verbundenen größeren Aufwand Rechnung getragen werden. 

 

Auch die vorgeschlagene (geminderte Höhe) der finanziellen Zuwendungen für fraktionslose 

Ratsmitglieder hält sich im Rahmen des § 56 Abs. 3 Satz 6 GO NRW. Danach kann der Rat 

beschließen, dass einem Ratsmitglied, dass keiner Fraktion oder Gruppe angehört, statt der 

nach § 56 Abs. 3 Satz 5 GO NRW vorgesehenen Sachmittel finanzielle Zuwendungen aus 

Haushaltsmitteln gewährt werden. Diesbezüglich ist eine Obergrenze vorgegeben, wonach 

die finanziellen Zuwendungen die Hälfte des Betrages, die eine Gruppe mit zwei Mitgliedern 

erhielte, nicht übersteigen dürfen. Andererseits ist eine Untergrenze gesetzlich nicht 

vorgegeben.  

 

 

 

 

 

 

 
 


